Absender:

Name ........................................................

Straße .......................................................

PLZ/Ort .....................................................

Kunden-Nummer und/oder Nummer der Bedarfsgemeinschaft: ...................................................................

An

..........................................................

..........................................................

..........................................................

..........................................................

.............................[Ort], den ...........................[Datum]

Widerspruch gegen Ihren Bescheid vom .........................................................
Sehr geehrte Damen und Herren!

Gegen Ihren Bescheid über Leistungen nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) vom ...................................., mir zugegangen am ....................................,

lege ich hiermit WIDERSPRUCH ein.

Begründung:

Derzeit beziehe ich Arbeitslosenhilfe unter den erleichterten Voraussetzungen des § 428 SGB III. Bei meiner Erklärung im Rahmen des § 428 SGB III wurde mir ausdrücklich zugesichert, dass ich Arbeitslosengeld/Arbeitslosenhilfe bis zum Bezug einer abschlagsfreien Altersrente beziehen kann. Dies wurde von der Bundesagentur für Arbeit im Erklärungsformular ausdrücklich zugesichert. 

Durch die Einführung von Arbeitslosengeld II zum 01.01.2005 wird mein diesbezügliches Vertrauen enttäuscht. Der neue Leistungsanspruch des Arbeitslosengeldes II liegt unter der bisherigen Leistungshöhe der Arbeitslosenhilfe. 

Ich habe durch meine langjährige Tätigkeit erhebliche Zahlungen zur Arbeitslosenversicherung geleistet und somit schutzwürdige Anwartschaften erworben. Die vom Gesetzgeber bewirkte Abschaffung der Arbeitslosenhilfe verletzt mit Blick auf § 428 SGB III den aus dem Rechtsstaatsprinzip abgeleiteten allgemeinen Vertrauensschutz (Art. 20 GG), sowie den Eigentumsschutz (Art. 14 GG).

Ich beantrage daher, mir weiterhin die gleiche Leistungshöhe zu zahlen, wie sie mir durch Arbeitslosenhilfe bis zum 31.12.2004 zugestanden hat. Hilfsweise beantrage ich die Weitergewährung von Arbeitslosenhilfe über den 31.12.2004 bis zum Eintritt in die abschlagsfreie Altersrente.

Mit freundlichen Grüßen

.......................................[Datum]



.......................................[Unterschrift]

*Hinweis* Zur Klärung der umstrittenen Rechtsfragen hat der Sozialverband Deutschland (SoVD) ein Musterverfahren eingeleitet, das unter dem Aktenzeichen S 2 AL 195/04 beim Sozialgericht Itzehoe anhängig gemacht worden ist.
Darin geht es um folgenden Fall: Wie viele Arbeitslose, die das 58. Lebensjahr vollendet hatten, hatte auch der Betroffene mit der Arbeitsagentur eine Vereinbarung nach Paragraf .428 SGB III abgeschlossen. Damit wurde älteren Arbeitslosen der Bezug von Arbeitslosenhilfe bis zum Rentenbeginn zugesichert. Im Gegenzug mussten sie sich verpflichten, eine Altersrente zu beantragen, sobald sie ihnen in voller Höhe zustand. Durch „Hartz IV" wird diese 
Vereinbarung in weiten Teilen außer Kraft gesetzt. Die 58er-Regelung des Paragrafen 65 SGB II führt für die Betroffenen zu unerwarteten finanziellen Einbußen. Denn ihr Arbeitslosengeld II fällt meist niedriger aus als die bisherige Arbeitslosenhilfe.
Bis zum Vorliegen einer höchstrichterlichen Entscheidung wird betroffenen Personen empfohlen, bei der Bundesagentur für Arbeit oder gegebenenfalls beim zuständigen Gericht unter Hinweis auf den oben genannten Rechtsstreit ein Ruhen des Verfahrens nach Paragraf 202 SGG in Verbindung mit Paragraf 251 ZPO zu beantragen.
